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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschriften über 

die 35. und die 38. Sitzung. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

a) Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag 

über den Norddeutschen Rundfunk 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/8994 

b) Verantwortung für den Klimaschutz ernst 

nehmen: Nachhaltigkeit und Klimaschutz 

beim NDR stärken! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/8484 

Zu a) direkt überwiesen am 14.04.2021 

federführend: AfRuV 

mitberatend: UAMedien 

Zu b) erste Beratung: 100. Plenarsitzung am 

19.02.2021 

federführend: AfRuV 

mitberatend: UAMedien 

zuletzt gemeinsam beraten: 

38. Sitzung am 26.05.2021 (Anhörung) 

 

Mitberatung zu a) 

MR Dr. Müller-Rüster (GBD) erinnerte daran, 

dass der Landtag Staatsverträge bekanntlich nur 

in Gänze ablehnen oder annehmen könne, und 

fügte hinzu, dass sich der GBD insoweit darauf 

beschränkt habe, den Gesetzentwurf auf eindeu-

tige Unvereinbarkeiten mit höherrangigem Recht 

zu überprüfen. Diese bestünden nach Ansicht des 

GBD nicht, sodass dieser keine Bedenken bezüg-

lich einer Zustimmung des Landtages anmelde. 

Soweit redaktionelle Unstimmigkeiten aufgefallen 

seien, habe der GBD die Staatskanzlei im Hin-

blick auf spätere Änderungen des Staatsvertra-

ges durch die Landesregierungen darauf hinge-

wiesen. Sofern der Gesetzentwurf im Juli-Plenum 

verabschiedet werde, könne die Frist zur Hinter-

legung der Ratifikationsurkunde in jedem Fall ge-

wahrt werden.  

Abg. Christian Meyer (GRÜNE) erklärte, dass 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Entwurf 

des neuen NDR-Staatsvertrags grundsätzlich be-

grüße. Er beinhalte viele Fortschritte, beispiels-

weise die Beteiligung freier Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter an der Personalvertretung und die 

Stärkung der Nachhaltigkeit im Angebot und bei 

der Wirtschaftsführung des NDR.  

Wünschenswert wäre jedoch, dass auch die Vor-

gaben für die Zusammensetzung des Rundfunk-

rats des NDR überarbeitet und zukünftig bei-

spielsweise der Bereich LGBT und muslimische 

Verbände vertreten sein würden. Er rege an, dies 

bei der nächsten Novelle des Staatsvertrags zu 

berücksichtigten.  

Abschließend kündigte der Abgeordnete an, dass 

die Fraktion der Grünen dem Gesetzentwurf zu-

stimmen werde, um damit dem NDR eine solide 

Arbeitsgrundlage zu sichern.  

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) führte aus, dass 

auch die FDP-Fraktion dem Gesetzentwurf zu-

stimmen werde. In der Anhörung sei der Gesetz-

entwurf weitgehend begrüßt worden und die we-

nigen dort geäußerten Kritikpunkte seien aus 

Sicht der FDP-Fraktion keine Grundlage, um den 

Gesetzentwurf in Gänze abzulehnen.  

Abg. Dr. Alexander Saipa (SPD) sagte, auch die 

SPD-Fraktion werde dem Gesetzentwurf zustim-

men. Allerdings beabsichtigten die Koalitionsfrak-

tionen, begleitend zur abschließenden Beratung 

des Gesetzentwurfs im Juli-Plenum einen ge-

meinsamen Entschließungsantrag vorzulegen. 

Abg. Jens Nacke (CDU) ergänzte, der Entschlie-

ßungsantrag werde sich auf eine Ungleichbe-

handlung der Rundfunkratsmitglieder beziehen, 

die in der Anhörung berechtigterweise kritisiert 

worden sei. So sollten laut § 20 Abs. 4 des Ge-

setzentwurfs Mitglieder des Rundfunkrates ohne 

Funktion künftig Reise- und Übernachtungskosten 

erstattet bekommen und Tagegelder erhalten und 

nur noch die Mitglieder des Vorstands sowie Vor-

sitzende von Ausschüssen Anspruch auf eine an-

gemessene Aufwandsentschädigung haben. Dies 

erwecke aus Sicht der Koalitionsfraktionen den 

Eindruck, als sei es für Rundfunkratsmitglieder 

ohne besondere Funktion lediglich erforderlich, 

die Sitzungstermine wahrzunehmen, und nur dies 

müsse ausgeglichen werden. Dieser Eindruck sei 

nicht richtig und entspreche nicht dem Anspruch 

an die Erfüllung und die Wertschätzung dieses 

Ehrenamtes.  

Diesen Punkt des Staatsvertrages hielten die Ko-

alitionsfraktionen folglich für nicht gelungen. Dies 

sei zwar kein Grund, den Gesetzentwurf in Gänze 

abzulehnen, aber vor diesem Hintergrund würden 

SPD und CDU begleitend zu dem Gesetzentwurf 

für das Juli-Plenum einen Entschließungsantrag 

vorlegen, der die Staatskanzleien auffordere, dort 

nachzuarbeiten und in Absprache mit den ehren-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08994.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08484.pdf
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amtlich Tätigen, die innerhalb des NDR ganz 

wichtige Funktionen erfüllten, zu einer sachge-

rechten Änderung zu kommen.  

Abg. Dr. Stefan Birkner (FDP) betonte, auch aus 

seiner Sicht sei es wichtig, das Ehrenamt zu wür-

digen. Durch die aus seiner Sicht völlig unnötige 

Neuregelung der Vergütungsfrage sei der Ein-

druck entstanden, die ehrenamtliche Arbeit der 

Rundfunkratsmitglieder werde geringgeschätzt. Er 

würde es begrüßen, wenn der Landtag eine Ent-

schließung fassen würde, die das Signal sende, 

dass das Engagement der Rundfunkratsmitglie-

der in der Tat geschätzt und gewürdigt werde. Ei-

ne solche Initiative werde die FDP-Fraktion gern 

unterstützen.  

 

Mitberatung zu b) 

Abg. Dr. Alexander Saipa (SPD) sagte, aus sei-

ner Sicht habe sich aus der Beratung ergeben, 

dass sich der Entschließungsantrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen erledigt habe.  

Abg. Christian Meyer (GRÜNE) widersprach die-

ser Sichtweise. Er erklärte, zum einen sei es nicht 

unüblich, dass der Landtag Entschließungsanträ-

ge verabschiede, die bereits beschlossene Maß-

nahmen begrüßten, und zum anderen gehe der 

Antrag der Grünen seiner Meinung nach über die 

Inhalte des Gesetzentwurfs hinaus. So solle der 

NDR beispielsweise dazu ermutigt werden, die 

Nachhaltigkeitsziele verstärkt nach außen zu 

kommunizieren. 

Abg. Jens Nacke (CDU) wies darauf hin, dass 

sich im Antrag beispielsweise der Satz finde: „Die 

Forderung nach Nachhaltigkeit und Klimaschutz 

ist deshalb gleichberechtigt im anstehenden 

Staatsvertrag zu verankern.“ Dies sei nunmehr 

geschehen.  

Insofern seien einzelne Inhalte des Antrages 

überholt, und die Koalitionsfraktion könnten ihm in 

dieser Form nicht zustimmen. Vor diesem Hinter-

grund beantrage er, den Entschließungsantrag für 

erledigt zu erklären.  

Beschluss 

Der Unterausschuss votierte gegenüber dem - 

federführenden - Ausschuss für Rechts- und Ver-

fassungsfragen dafür, dem Landtag zu empfeh-

len, den Gesetzentwurf unter a) anzunehmen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

Ferner empfahl der Unterausschuss dem - fe-

derführenden - Ausschuss für Rechts- und Ver-

fassungsfragen, dem Landtag vorzuschlagen, 

den Antrag unter b) für erledigt zu erklären, da die 

darin erhobenen Forderungen mit der Annahme 

des Gesetzentwurfs unter a) als erfüllt zu betrach-

ten sind.  

Zustimmung: SPD, CDU, FDP 

Ablehnung:  GRÜNE 

Enthaltung:  - 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Entwurf eines Niedersächsischen Medienge-

setzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/9394 

direkt überwiesen am 07.06.2021 

federführend: AfRuV 

mitberatend: UAMedien 

 

Einbringung des Gesetzentwurfs 

MR Rohrbach (StK) machte deutlich, dass die 

Novelle des Niedersächsischen Mediengesetzes 

zwar auf bereits bestehende Paragrafen zurück-

greife, aber umfangreiche Neuerungen beinhalte. 

Eine Überarbeitung des Mediengesetzes sei be-

reits Inhalt der Koalitionsvereinbarung gewesen. 

Darüber hinaus sei mittlerweile der Medienstaats-

vertrag in Kraft getreten. Dies mache es erforder-

lich, einzelne Neuregelungen in die Landesgeset-

ze zu übernehmen.  

Die inhaltliche Einbringung des Gesetzentwurfs 

übernahm im Folgenden RR Neumüller (StK). 

Der Ministerialvertreter wies eingangs darauf hin, 

dass der Gesetzentwurf keine Veränderung der 

Beteiligungsregelung für Tageszeitungen auf bis 

zu 50 % vorsehe, obwohl dies in der Koalitions-

vereinbarung von SPD und CDU angestrebt wor-

den sei. Die Staatskanzlei habe dies geprüft und 

die Stakeholder dazu angehört. Eine Änderung 

der Beteiligungsgrenzen sei jedoch überwiegend 

abgelehnt worden, deshalb sei sie nun nicht Be-

standteil des Gesetzentwurfs.  

Der Gesetzentwurf beinhalte eine Anpassung an 

den Medienstaatsvertrag im Hinblick sowohl auf 

Begrifflichkeiten als auch auf regulatorische As-

pekte. So solle in Niedersachsen analog zur bun-

desweiten Regelung zukünftig in einem bestimm-

ten Umfang eine Zulassungsfreiheit für den priva-

ten Rundfunk ermöglicht werden. Eine entspre-

chende Anpassung sei auch für den Veranstal-

tungsrundfunk in Niedersachsen vorgesehen. An-

stelle einer Zulassungserfordernis werde es künf-

tig eine qualifizierte Anzeigepflicht geben.  

Die Aufsichtstätigkeit der Landesmedienanstalt 

(NLM) werde umfassend gestärkt, die verwal-

tungsrechtlichen Aufsichtsmaßnahmen würden 

grundlegend erweitert. Bisher beschränkten sich 

diese auf Anordnung, Beanstandung und eine auf 

maximal einen Monat befristete Untersagung. 

Angesichts der Komplexität der neuen Sachver-

halte sowie der neuen Player und Angebote sei 

dieses Instrumentarium nicht mehr ausreichend 

und werde entsprechend angepasst.  

Für den privaten kommerziellen Hörfunk solle es 

eine Erleichterung geben, indem sich die gesetz-

liche Hauptsendezeit nunmehr auf den Zeitraum 

von 6 Uhr bis 18 Uhr erstrecke. Bisher habe der 

Zeitraum, innerhalb dessen bestimmte gesetzli-

che Verpflichtungen - dies betreffe z. B. die lokale 

und regionale Berichterstattung - erfüllt werden 

müssten, zwischen 6 Uhr und 13 Uhr gelegen. 

Durch die Ausdehnung werde die Programmau-

tonomie der Veranstalter gewahrt und sogar um-

fassend gestärkt, da sie nunmehr ihre Verpflich-

tungen innerhalb eines größeren Zeitraums erfül-

len könnten.  

Ebenfalls gestärkt werde der Bürgerrundfunk. 

Dass die NLM zukünftig auch Bürgerrundfunk, der 

rein digital über das Internet verbreitet werde, för-

dern könne, sei nunmehr gesetzlich angelegt und 

ermögliche es, in Zukunft auch Regionen in Nie-

dersachsen, die bisher nicht über UKW oder Ka-

bel hätten versorgt werden können, mit einem 

solchen Angebot zu versehen. 

Weiterer Anpassungsbedarf habe darüber hinaus 

durch technische Entwicklungen bestanden. Die 

großen Kabelnetzbetreiber hätten im Jahr 2018 

die analoge Kabelverbreitung in Niedersachsen 

ein- und auf die digitale Kabelverbreitung umge-

stellt. Bei dieser Technik bestünden keine Kapazi-

tätsengpässe mehr, sodass es der umfassenden 

Regulierung, die zuvor im Mediengesetz für die 

analoge Kabelverbreitung enthalten gewesen sei, 

nicht mehr bedürfe. Sie sei ersatzlos gestrichen 

worden. Im Gegenzug seien die Regelungen für 

eine digitale, infrastrukturgebundene Plattform - 

dabei rede man gegenwärtig insbesondere über 

DAB+ - geschärft worden, um diese künftig bes-

ser in Niedersachsen ermöglichen zu können.  

Ferner werde nun erstmals im Mediengesetz für 

die NLM die Möglichkeit vorgesehen, den Quali-

tätsjournalismus in Niedersachsen zu fördern. 

Hierzu sei es erforderlich, Mittel des Landes be-

reitzustellen. Da unbedingt die Staatsferne des 

Rundfunks gewahrt bleiben müsse und nicht auf 

Inhalte Einfluss genommen werden dürfe, solle 

die Versammlung der NLM ein umfassendes För-

derkonzept entwickeln und die Mittel entspre-

chend vergeben.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09394.pdf
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Zudem werde die Amtszeit der Mitglieder der 

Versammlung der NLM von sechs auf fünf Jahre 

verkürzt, um einen etwas häufigeren Wechsel zu 

erreichen und damit auch der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts, das dazu aufge-

fordert habe, Versteinerungstendenzen in den 

Gremien zu beseitigen, gerecht zu werden. Au-

ßerdem würden die Regelungen zur Gleichstel-

lung von Männern und Frauen präzisiert, und es 

werde für eng begrenzte Fälle eine Abberufungs-

möglichkeit für Versammlungsmitglieder vorgese-

hen. Um die Unabhängigkeit des Mandats zu 

wahren, werde dabei insbesondere die Versamm-

lung stark eingebunden.  

Im Übrigen erfolgten weitere kleinere Änderungen 

an mehreren Stellen, die vor allem der Schlie-

ßung von Regelungslücken oder der Vereinfa-

chung der Verwaltung für die NLM und die Be-

troffenen dienten.  

Abg. Jens Nacke (CDU) sagte, das Medienge-

setz sei ein wichtiges Element der Medienpolitik 

in Niedersachsen. Seiner Meinung nach könne 

man stolz auf die Medienlandschaft in Nieder-

sachsen sein. Ein starker öffentlich-rechtlicher 

Rundfunk und ein ebenso starker privater Rund-

funk sollten dort weiterhin gleichberechtigt und 

fair miteinander in den Wettbewerb treten können. 

Auch für die Verlagshäuser und Printmedien solle 

ein fairer Wettbewerb gewährleistet bleiben. Vor 

dem Hintergrund eines immer mehr von zusätzli-

chen Angeboten erfassten Medienmarktes sei es 

also richtig und vernünftig, das Mediengesetz 

entsprechend zu novellieren.  

Besonders erfreulich sei der Passus zum Quali-

tätsjournalismus. Der Koalition sei es ein beson-

deres Anliegen gewesen, der NLM Fördermög-

lichkeiten an die Hand zu geben, um - natürlich 

frei von Einflussnahme auf Berichterstattung und 

Ähnliches - Journalistinnen und Journalisten zu-

sätzliche Unterstützung mit auf den Weg zu ge-

ben. Dies sei ebenso wichtig wie die Förderung 

von Bürgermedien, die die Medienlandschaft er-

gänzten und damit zur Medienvielfalt beitrügen.  

Abg. Christian Meyer (GRÜNE) erklärte, aus 

seiner Sicht seien viele sehr gute Ansätze in dem 

Gesetzentwurf enthalten. Die Förderung des Qua-

litätsjournalismus sei mit Blick auf die Verände-

rung der Medienlandschaft sicherlich positiv zu 

bewerten. Es gehe nicht mehr um die Monopole 

großer Medienkonzerne, sondern um die Frage, 

wie Qualitätsjournalismus unterstützt werden 

könne, der sich von Plattformen, die Fake News 

verbreiteten, abgrenze. Mit Blick darauf sei die 

Förderung der journalistischen Ausbildung und 

der Digitalisierung von Verlagen ohne jeglichen 

Eingriff auf Inhalte sicherlich gut. Ob dafür tat-

sächlich Mittel im Haushalt vorhanden seien, sei 

jedoch eine spannende Frage.  

Ein weiteres Thema sei die Ausstattung der NLM. 

Diese sei nicht nur für den öffentlich-rechtlichen 

und den privaten Rundfunk, sondern auch für den 

nicht kommerziellen Lokalfunk zuständig. Seines 

Wissens habe es seitens der NLM bereits Klagen 

über den zusätzlichen Personalaufwand für die 

Telemedienaufsicht, die in der jüngsten Novelle 

des Mediengesetzes 2020 vom LAVES auf die 

NLM übergegangen sei, gegeben. Die Landesre-

gierung habe der NLM neue Aufgaben, aber kein 

neues Personal gegeben.  

Die konkrete Folge sei, dass in der Debatte um 

einen neuen, nicht kommerziellen Lokalfunksen-

der in Hannover von der NLM erklärt worden sei, 

in diesem Fall müssten die Mittel für die anderen 

Sender um 7 oder 8 % gekürzt werden, da dafür 

nicht genug Geld im Etat vorhanden sei. Aus 

Sicht der Grünen sei aber eine Vielfalt lokaler, 

nicht kommerzieller Rundfunksender in Nieder-

sachsen wichtig. Sie träten auch nicht in Konkur-

renz zu den kommerziellen Sendern, da sie keine 

Werbeeinnahmen hätten, sondern durch Rund-

funkgebühren bzw. die Zuschüsse der LMA finan-

ziert würden.  

 

Verfahrensfragen 

Abg. Jens Nacke (CDU) betonte, die Beratung 

sollte mit der gebotenen Gründlichkeit geführt 

werden. Insofern wünsche er sich eine umfang-

reiche Anhörung, um Anregungen und Ideen der 

Medienschaffenden in Niedersachsen aufgreifen, 

würdigen und werten zu können und gegebenen-

falls seitens des Parlaments Ergänzungen zu die-

sem Gesetz vorzunehmen.  

Abg. Christian Meyer (GRÜNE) unterstützte den 

Vorschlag und merkte an, dass der Mehraufwand 

der LMA durch die neue Aufgabe der Telemedi-

enaufsicht dabei auch Thema sein sollte, damit 

dort gegebenenfalls nachgesteuert werden kön-

ne.  

Der Unterausschuss beschloss, in der für 

den 22. September 2021 geplanten Sitzung 

eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf durch-

zuführen. Über den Kreis der Anzuhörenden 



18. WP Unterausschuss „Medien“ - 39. Sitzung am 16. Juni 2021 (öffentlich) Seite 9 

wollen sich die Sprecher der Fraktionen am 

Rande des Juli-Plenums verständigen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Unterrichtung zum aktuellen Sachstand bei 

den Beratungen über die Reform des öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks 

 

Unterrichtung 

MR Rohrbach (StK): Bereits im Mai 2016 haben 

die Rundfunkkommissionen der Länder eine Ar-

beitsgemeinschaft (AG) mit dem Titel „Auftrag 

und Strukturoptimierung der öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten“ eingerichtet. Hintergrund war, 

dass die Kommission zur Ermittlung des Finanz-

bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) der Rund-

funkkommission damals eröffnet hatte, dass ohne 

strukturelle Veränderungen sowie eine weniger 

umfangreiche Beauftragung des öffentlich-recht-

lichen Rundfunks für die Beitragsperioden ab 

2021 mit erheblichen Mehrkosten gegenüber dem 

damaligen Status Quo zu rechnen sei.  

Die Ziele dieser AG sind es, den öffentlich-recht-

lichen Rundfunk vor dem Hintergrund eines sich 

stetig wandelnden Nutzerinnen- und Nutzerver-

haltens moderner und zukunftssicher aufzustel-

len. Weiterhin sollen selbstverständlich auch die 

finanziellen Interessen der Beitragszahlerinnen 

und -zahler im Blick behalten werden, und gleich-

zeitig soll eine sozialverträgliche, aber auch soli-

darische Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks gestützt auf den Rundfunkbeitrag ge-

währleistet bleiben. Zu beachten ist dabei die 

Rundfunkfreiheit, definiert in Artikel 5 Abs. 1 

Satz 2 des Grundgesetzes. Genauso sind die bis 

dahin zu dem komplexen Thema „Auftrag, Struk-

tur und Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks“ ergangenen einschlägigen Urteile 

des Bundesverfassungsgerichts einzubeziehen.  

Die Entwicklungen im bundesweiten Rundfunk-

recht sind geprägt von Diversität und unterschied-

lichsten Interessenlagen in den 16 Ländern und 

Länderparlamenten, bei den öffentlich-rechtlich 

Rundfunkanstalten, den privaten Veranstaltern 

sowie weiteren Interessengruppen und Verbän-

den. Ich nenne hier nur beispielhaft die Fernseh-

produzenten. Es ist also ein doch recht großer, 

komplexer und sehr heterogener Bereich mit aus-

geprägten Partikularinteressen. Das macht die Er-

füllung der Vorgaben, vor die sich diese AG bis 

heute gestellt sieht, nicht wesentlich leichter.  

Zur verweisen ist hier auf einen MPK-Beschluss 

vom 21. März 2019. Den möchte ich Ihnen zur Il-

lustrierung vorlesen. Dort steht zum Auftrag, dass 

eine Profilschärfung vorgenommen werden soll:  

Im Gesamtangebot sollen in allen Bereichen 

die Unverwechselbarkeit und das öffentlich-

rechtliche Profil der Inhalte herausgestellt 

werden. Das Angebot folgt nicht marktwirt-

schaftlichen Anreizen. Sendungen für alle tra-

gen zu einer inhaltlichen Vielfalt bei, die allein 

über den freien Markt nicht gewährleistet wer-

den kann. Das Gegengewicht zu den Angebo-

ten der privaten Rundfunkanbieter soll stärker 

zum Ausdruck kommen.  

Diese Festlegung betrifft im Wesentlichen die Auf-

tragsausgestaltung und damit den § 28 des Me-

dienstaatsvertrages. Genau damit setzt sich die 

Rundfunkkommission der Länder aktuell sehr in-

tensiv auseinander.  

Die Beauftragung öffentlich-rechtlicher Angebote 

soll unter Beachtung des öffentlich-rechtlichen 

Markenkerns flexibilisiert werden. Das Instrument 

für diese Flexibilisierung ist eine Abkehr von der 

direkten Beauftragung sämtlicher linearer Pro-

gramme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. 

Das soll heißen, dass ein Großteil - am Ende 

möglicherweise sogar die Mehrzahl - der linear 

verbreiteten Programme nicht mehr unmittelbar 

durch den Staatsvertrag beauftragt wird, sondern 

dass über ein Verzeichnis der aktuell verbreiteten 

Programme - von einzelnen Ausnahmen wie bei-

spielsweise den Hauptprogrammen von ARD und 

ZDF abgesehen - lediglich eine mittelbare Beauf-

tragung stattfindet. Damit würde der öffentlich-

rechtliche Rundfunk gemeinsam mit seinen Gre-

mien in die Lage versetzt werden, diese nicht 

mehr direkt beauftragten Programme in Tele-

medienangebote - also in nicht-lineare Angebote - 

zu transformieren.  

Ich sage an dieser Stelle ausdrücklich, dass allein 

mit dieser angestrebten Flexibilisierung keine di-

rekte Kostenersparnis verbunden ist. Denn ein 

Telemedienangebot gleicher Güte und gleichen 

Umfangs muss naheliegenderweise nicht unbe-

dingt günstiger sein. Das gilt auch für die Distribu-

tionskosten. Die Verbreitung über DVBT, Kabel, 

Satellit, Breitband - mobil wie stationär - muss 

nicht zwingend günstiger sein als die über das In-

ternet, zumal für Telemedien erheblich höhere 

Serverkapazitäten bereitgestellt werden müssen.  

Ein wesentliches Element der Flexibilisierung und 

gleichzeitigen Modernisierung des Angebotes des 

öffentlich-rechtlichen Rundfunks stellt eine ange-
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strebte gemeinsame Plattformstrategie von ARD 

und ZDF sowie des Deutschlandradios dar.  

Es gab sogar die Idee einer gemeinsamen Platt-

form aller drei Sendergruppen bzw. Einzelsender. 

Das erscheint aber aus heutiger Sicht zu ambitio-

niert. Die Anstalten selbst befürchten - völlig zu 

Recht, wie die meisten glauben, die sich mit die-

ser Thematik auseinandersetzen -, auf einer ein-

zigen großen öffentlich-rechtlichen Plattform nicht 

mehr ohne Weiteres gefunden zu werden. Man 

hätte eine kaum noch überschaubare Zahl von 

Einzelangeboten auf einer einzigen Plattform. 

Das würde es den Nutzerinnen und Nutzern un-

nötigerweise erschweren, das konkret gesuchte 

Angebot tatsächlich zu finden. Es läuft also aller 

Voraussicht nach darauf hinaus, dass es auch 

weiterhin einzelne Plattformen von ARD, ZDF und 

Deutschlandradio geben wird und keine gemein-

same Plattform.  

Aber das schließt nicht aus, dass die öffentlich-

rechtlichen Anstalten eine gemeinsame Platt-

formstrategie zu entwickeln. Eine der wesentli-

chen Zielsetzungen ist dabei, eine bessere Ver-

netzung als bisher vorzunehmen. 

Der letzte Punkt, der in diesem Zusammenhang 

anzusprechen ist, ist das Budget. Als Ausdruck 

einer stärken Eigenverantwortlichkeit soll die Zu-

weisung eines Budgets eine weitergehende ge-

genseitige Deckungsfähigkeit von Aufwandsposi-

tionen sowie - übrigens gerade aus der Perspek-

tive des NDR ganz wichtig - eine periodenüber-

greifende, konkret zweckgebundene Rücklagen-

bildung ermöglichen.  

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich die 

Problematik mit Blick auf die sogenannten Ei-

genmittel erwähnen. Die KEF ermittelt bekanntlich 

jeweils den Finanzbedarf für die folgende, vier 

Jahre umfassende Beitragsperiode. Sie kommt 

auf eine Summe X, die unter den Anstalten nach 

einem konkreten Schlüssel verteilt wird, und zwar 

nicht nur zwischen ARD, ZDF und Deutschland-

radio, sondern auch innerhalb der neun Landes-

rundfunkanstalten der ARD. Am Ende einer Peri-

ode stellt sich dann regelmäßig heraus, dass die 

eine oder andere Anstalt - es sind interessanter-

weise fast immer dieselben - das Geld, das sie 

angeblich zur Bestreitung ihrer Ausgaben benö-

tigt, nicht ausgegeben hat. Das sind dann soge-

nannte Eigenmittel, die von der KEF identifiziert 

und dann für die nächste Beitragsperiode ange-

rechnet werden. Das heißt, sie werden von dem 

Bedarf, der für die kommende Beitragsperiode 

ermittelt wurde, abgezogen.  

Da die Anstalten, die über Eigenmittel verfügen, 

selbige naheliegenderweise nur ungern wieder 

abgeben, ergibt sich damit ein latentes Ungleich-

gewicht zwischen den Anstalten mit Eigenmitteln - 

aktuell sind das z. B. der Westdeutsche Rundfunk 

und der Südwestrundfunk - zulasten der teilweise 

auch größeren Anstalten wie dem NDR, die in der 

Regel nicht über Eigenmittel verfügen, weil sie 

aufgrund der Größe des Berichterstattungsgebie-

tes gar nicht in der Lage sind, Eigenmittel in grö-

ßerem Umfang zurückzustellen. Das ist eine 

Problematik, die die Länder bei dieser Gelegen-

heit angehen wollen.  

Der MPK-Beschluss vom 17. Juni 2020 definiert 

die Reformziele wie die Stärkung des Marken-

kerns des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, die 

Erhaltung der publizistischen Wettbewerbs- und 

Zukunftsfähigkeit und die Sicherung von größt-

möglicher Beitragsstabilität und Beitragsakzep-

tanz noch einmal. Man hat beschlossen, das für 

die Erreichung dieser Ziele erforderliche Verfah-

ren in zwei größere Schritte aufzuteilen.  

Der erste Schritt soll - zumindest, was die Tätig-

keit der AG Auftrag und Strukturoptimierung und 

der Rundfunkkommission anbelangt - mit der Zu-

stimmung der MPK zu einem ersten Staatsver-

tragsentwurf im Oktober abgeschlossen sein. Das 

ist die ambitionierte Zielsetzung. Dabei geht es 

ausschließlich darum, sich mit der Neudefinition 

des Auftrages auseinanderzusetzen. Ich habe 

zum Ziel der Flexibilisierung bereits ausgeführt, 

es geht um die Direktbeauftragung einzelner we-

sentlicher Kernprogramme und die eher mittelba-

re aller anderen linearen Angebote.  

In der zweiten Phase, die in den folgenden bei-

den Jahren auf Grundlage des nächsten KEF-

Berichts erfolgen soll, wird es dann im Wesentli-

chen um Finanzierungsfragen gehen. Das bein-

haltet die gerade erwähnte Deckungsfähigkeit, 

beitragsübergreifende Rücklagenbildung und Ei-

genmittel, genauso wie andere Fragen, die mittel-

bar oder direkt mit der Finanzierung zu tun haben.  

Der Vorteil dabei ist - das betrifft übrigens einen 

Aspekt, der auch immer wieder vom Bundesver-

fassungsgericht angemahnt wird -, dass sich die 

Finanzierung weiterhin nach dem Auftrag richten 

wird und nicht umgekehrt. Insofern halten wir die-

ses Vorgehen für ausgesprochen ziel- und sach-

gerecht. Außerdem kann somit in dieser Phase 
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auch das Ergebnis des ausstehenden Urteils des 

Bundesverfassungsgerichts zum Rundfunkbeitrag 

miteinfließen. Das erwartete Urteil wird sich im 

Wesentlichen mit der Finanzierungfrage ausei-

nandersetzen.  

Ganz wesentlich ist der ins Auge gefasste Zeit-

plan. Die Rundfunkkommission ist dabei, einen 

ersten Staatsvertragsentwurf zu erstellen. Dazu 

sollen in den kommenden Wochen Beratungen 

nicht nur mit ARD, ZDF und Deutschlandradio, 

sondern beispielsweise auch mit den kommerziel-

len Wettbewerbern des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks stattfinden. Ziel ist noch in diesem 

Sommer - realistisch ist August/September - eine 

öffentliche Online-Anhörung zum Entwurf dieses 

Staatsvertrages vorzunehmen, um dann mög-

lichst - ich muss es vorsichtig formulieren - die 

MPK im Oktober zur Beschlussfassung zu errei-

chen.  

Die Vorunterrichtung der Länderparlamente wür-

de nach diesem Zeitplan im November 2021 bis 

Januar 2022 erfolgen. Das halten wir für realis-

tisch. Die Unterzeichnung des entsprechenden 

Änderungsstaatsvertrages würde im März, April 

oder Mai 2022 stattfinden. Das parlamentarische 

Verfahren in allen Länderparlamenten ist für Juni 

bis Dezember 2022 terminiert, und Inkrafttreten 

könnte der Staatsvertrag zum 1. Januar 2023. 

Damit würde der KEF und den Anstalten genü-

gend Zeit bleiben, um die entsprechenden An-

meldungen und Prüfungen für die nächste Bei-

tragsperiode vornehmen zu können.  

*** 




